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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Änderung des Meldegesetzes 1991 

 1. ABSCHNITT: 

 Meldefälle und Pflichten der Betroffenen 

Begriffsbestimmungen Begriffsbestimmungen 

§ 1. (1) bis (5) …  § 1. (1) bis (5) …  

(5a) Identitätsdaten sind die Namen, das Geschlecht, die Geburtsdaten (Ort, 
Datum, Bundesland, wenn im Inland gelegen, und Staat, wenn im Ausland 
gelegen), die Melderegisterzahl (ZMR-Zahl) und die Staatsangehörigkeit, bei 
Fremden überdies Art, Nummer, Ausstellungsbehörde und Ausstellungsdatum 
sowie der Staat der Ausstellung ihres Reisedokumentes. 

(5a) Identitätsdaten sind die Namen (Vor- und Familiennamen sowie 
sonstige Namen), das Geschlecht, die Geburtsdaten (Ort, Datum, Bundesland, 
wenn im Inland gelegen, und Staat, wenn im Ausland gelegen), die 
Melderegisterzahl (ZMR-Zahl) und die Staatsangehörigkeit, bei Fremden 
überdies Art, Nummer, Ausstellungsbehörde und Ausstellungsdatum sowie der 
Staat der Ausstellung ihres Reisedokumentes. 

(6) bis (9) …  (6) bis (9) …  

Unterkunft in Wohnungen; An- oder Ummeldung Unterkunft in Wohnungen; An- oder Ummeldung 

§ 3. (1) … § 3. (1) … 

(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten hat der Bundesminister 
für Inneres durch Verordnung festzulegen, dass Anmeldungen oder 
Ummeldungen (§ 11 Abs. 2 letzter Satz) auch unter Verwendung der Funktion 
Bürgerkarte im Datenfernverkehr im Wege des ZMR durchgeführt werden 
können, wenn der Meldepflichtige über die österreichische Staatsbürgerschaft 
verfügt, seine Identitätsdaten aufgrund früherer Anmeldungen im ZMR 
gespeichert sind und die Wohnung in Bezug auf die Daten gemäß Abschnitt A 
Z 1 bis 7 und Z 9 sowie Abschnitt B Z 1 bis 3 und Z 7 der Anlage zum 
Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-Gesetz), BGBl. I 
Nr. 9/2004, erfasst ist. Darüber hinaus hat der Bundesminister für Inneres die 
nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge und Voraussetzungen bei 
Vornahme der An- oder Ummeldung unter Inanspruchnahme der 
Bürgerkartenfunktion sowie den Zeitpunkt, ab dem diese Anmeldung 
vorgenommen werden kann, durch Verordnung festzulegen. 

(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten hat der Bundesminister 
für Inneres durch Verordnung festzulegen, dass Anmeldungen oder 
Ummeldungen (§ 11 Abs. 2 letzter Satz) auch unter Verwendung der Funktion 
Elektronischer Identitätsnachweis (E-ID) im Datenfernverkehr im Wege des 
ZMR durchgeführt werden können, wenn der Meldepflichtige über die 
österreichische Staatsbürgerschaft verfügt, seine Identitätsdaten aufgrund früherer 
Anmeldungen im ZMR gespeichert sind und die Wohnung in Bezug auf die 
Daten gemäß Abschnitt A Z 1 bis 7 und Z 9 sowie Abschnitt B Z 1 bis 3 und Z 7 
der Anlage zum Bundesgesetz über das Gebäude- und Wohnungsregister (GWR-
Gesetz), BGBl. I Nr. 9/2004, erfasst ist. Darüber hinaus hat der Bundesminister 
für Inneres die nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge und 
Voraussetzungen bei Vornahme der An- oder Ummeldung unter 
Inanspruchnahme der Funktion E-ID sowie den Zeitpunkt, ab dem diese 
Anmeldung vorgenommen werden kann, durch Verordnung festzulegen. 
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(1b) und (2) … (1b) und (2) … 

(3) Für die Anmeldung bei der Meldebehörde sind der entsprechend 
ausgefüllte Meldezettel und öffentliche Urkunden erforderlich, aus denen die 
Identitätsdaten (§ 1 Abs. 5a) des Unterkunftnehmers – ausgenommen die 
Melderegisterzahl – hervorgehen; dieser ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken. Erfolgt die Anmeldung mit Hauptwohnsitz und ist der zu 
Meldende bereits im Bundesgebiet mit Hauptwohnsitz angemeldet, so ist die 
Abmeldung oder Ummeldung (§ 11 Abs. 2) für diese Unterkunft gleichzeitig bei 
der nunmehr für den Hauptwohnsitz zuständigen Meldebehörde vorzunehmen. Im 
Falle einer Meldung gemäß Abs. 1a tritt anstelle der Urkundenvorlage sowie der 
Bestätigung des Meldepflichtigen der sachlichen Richtigkeit der Meldedaten die 
eindeutige Identifikation und die elektronische Signatur unter Verwendung der 
Funktion Bürgerkarte (§§ 4 ff des E-Government-Gesetzes - E-GovG, BGBl. I 
Nr. 10/2004). 

(3) Für die Anmeldung bei der Meldebehörde sind der entsprechend 
ausgefüllte Meldezettel und öffentliche Urkunden erforderlich, aus denen die 
Identitätsdaten (§ 1 Abs. 5a) des Unterkunftnehmers – ausgenommen die 
Melderegisterzahl – hervorgehen; dieser ist verpflichtet, an der Feststellung seiner 
Identität mitzuwirken. Erfolgt die Anmeldung mit Hauptwohnsitz und ist der zu 
Meldende bereits im Bundesgebiet mit Hauptwohnsitz angemeldet, so ist die 
Abmeldung oder Ummeldung (§ 11 Abs. 2) für diese Unterkunft gleichzeitig bei 
der nunmehr für den Hauptwohnsitz zuständigen Meldebehörde vorzunehmen. Im 
Falle einer Meldung gemäß Abs. 1a tritt anstelle der Urkundenvorlage sowie der 
Bestätigung des Meldepflichtigen der sachlichen Richtigkeit der Meldedaten die 
eindeutige Identifikation und die elektronische Signatur unter Verwendung der 
Funktion E-ID (§§ 4 ff des E-Government-Gesetzes - E-GovG, BGBl. I 
Nr. 10/2004). 

(4) … (4) … 

Unterkunft in Wohnungen; Abmeldung Unterkunft in Wohnungen; Abmeldung 

§ 4. (1) und (2) … § 4. (1) und (2) … 

(2a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Abmeldung 
auch unter Verwendung der Funktion Bürgerkarte im Datenfernverkehr im Wege 
des ZMR durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der technischen 
Vorgänge bei Vornahme der Abmeldung unter Inanspruchnahme der 
Bürgerkartenfunktion sowie der Zeitpunkt, ab dem diese Abmeldung 
vorgenommen werden kann, werden durch Verordnung des Bundesministers für 
Inneres festgelegt. 

(2a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Abmeldung 
auch unter Verwendung der Funktion E-ID im Datenfernverkehr im Wege des 
ZMR durchgeführt werden. Die nähere Ausgestaltung der technischen Vorgänge 
bei Vornahme der Abmeldung unter Inanspruchnahme der Funktion E-ID sowie 
der Zeitpunkt, ab dem diese Abmeldung vorgenommen werden kann, werden 
durch Verordnung des Bundesministers für Inneres festgelegt. 

(3) und (4) … (3) und (4) … 

Unterkunft in Beherbergungsbetrieben Unterkunft in Beherbergungsbetrieben 

§ 5. (1) Wer als Gast in einem Beherbergungsbetrieb Unterkunft nimmt, hat 
sich unverzüglich, jedenfalls aber innerhalb von 24 Stunden nach dem Eintreffen 
im Beherbergungsbetrieb anzumelden. Die Anmeldung ist erfolgt, sobald dem 
Beherbergungsbetrieb Namen, Geburtsdatum, Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
Herkunftsland und Adresse samt Postleitzahl sowie – bei ausländischen Gästen – 
die Art, die Nummer, das Ausstellungsdatum und die ausstellende Behörde des 
Reisedokumentes bekannt gegeben wurden und der Meldepflichtige die 
Richtigkeit der Daten mit seiner Unterschrift bestätigt hat. Sobald die Unterkunft 

§ 5. (1) Wer als Gast in einem Beherbergungsbetrieb Unterkunft nimmt, hat 
sich unverzüglich, jedenfalls aber innerhalb von 24 Stunden nach dem Eintreffen 
im Beherbergungsbetrieb anzumelden. Die Anmeldung ist erfolgt, sobald dem 
Beherbergungsbetrieb Vor- und Familiennamen, Geburtsdatum, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit, Herkunftsland und Adresse samt Postleitzahl sowie – bei 
ausländischen Gästen – die Art, die Nummer, das Ausstellungsdatum und die 
ausstellende Behörde des Reisedokumentes bekannt gegeben wurden und der 
Meldepflichtige die Richtigkeit der Daten mit seiner Unterschrift bestätigt hat. 
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aufgegeben wird, ist der Gast durch einen entsprechenden Eintrag im 
Gästeverzeichnis abzumelden. 

Sobald die Unterkunft aufgegeben wird, ist der Gast durch einen entsprechenden 
Eintrag im Gästeverzeichnis abzumelden. 

(2) … (2) … 

(3) Menschen, die in einem familiären Verbund leben, unterliegen nicht der 
Meldepflicht gemäß Abs. 1, wenn sich zumindest ein Gast gemäß Abs. 1 
anmeldet und zu seinen Mitreisenden Namen und Geburtsdatum angibt. Ebenso 
sind Menschen einer mindestens acht Gäste umfassenden Reisegruppe mit 
Ausnahme des Reiseleiters von der Meldepflicht gemäß Abs. 1 ausgenommen, 
wenn der Reiseleiter dem Unterkunftgeber oder dessen Beauftragten eine 
Sammelliste, die Namen und Staatsangehörigkeit sowie – bei ausländischen 
Gästen – die Art, Nummer und Ausstellungsbehörde des Reisedokuments dieser 
Gäste enthält, bei der Unterkunftnahme vorlegt und mit seiner Unterschrift die 
Richtigkeit der Angaben bestätigt. Letzteres gilt nur, wenn die Reisegruppe nicht 
länger als zwei Wochen gemeinsam im selben Beherbergungsbetrieb Unterkunft 
nimmt. 

(3) Menschen, die in einem familiären Verbund leben, unterliegen nicht der 
Meldepflicht gemäß Abs. 1, wenn sich zumindest ein Gast gemäß Abs. 1 
anmeldet und zu seinen Mitreisenden Vor- und Familiennamen und 
Geburtsdatum angibt. Ebenso sind Menschen einer mindestens acht Gäste 
umfassenden Reisegruppe mit Ausnahme des Reiseleiters von der Meldepflicht 
gemäß Abs. 1 ausgenommen, wenn der Reiseleiter dem Unterkunftgeber oder 
dessen Beauftragten eine Sammelliste, die Namen und Staatsangehörigkeit sowie 
– bei ausländischen Gästen – die Art, Nummer und Ausstellungsbehörde des 
Reisedokuments dieser Gäste enthält, bei der Unterkunftnahme vorlegt und mit 
seiner Unterschrift die Richtigkeit der Angaben bestätigt. Letzteres gilt nur, wenn 
die Reisegruppe nicht länger als zwei Wochen gemeinsam im selben 
Beherbergungsbetrieb Unterkunft nimmt. 

Zentrales Melderegister Zentrales Melderegister 

§ 16. (1) Die Meldebehörden sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß 
Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 DSGVO ermächtigt, für die Zwecke 
der Führung des Zentralen Melderegisters ihre Meldedaten – mit Ausnahme der 
Angaben zum Religionsbekenntnis – samt allenfalls bestehende Auskunftssperren 
sowie zugehörige Abmeldungen gemeinsam in der Art zu verarbeiten, dass jeder 
Verantwortliche auch auf jene Daten in der Datenverarbeitung Zugriff hat, die 
dieser von den anderen Verantwortlichen zur Verfügung gestellt wurden 
(Zentrales Melderegister). Die Meldebehörden haben dem Bundesminister für 
Inneres ihre Meldedaten im Sinne des ersten Satzes zu übermitteln. Der 
Hauptwohnsitz eines Menschen oder jener Wohnsitz, an dem dieser Mensch 
zuletzt mit Hauptwohnsitz gemeldet war, kann abgefragt werden, wenn der 
Anfragende den Menschen durch Vor- und Familiennamen sowie zumindest ein 
weiteres Merkmal, wie etwa das bPK für die Verwendung im privaten Bereich 
(§ 14 des E-Government-Gesetzes – E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004), 
Geburtsdatum, Geburtsort oder einen bisherigen Wohnsitz, im Hinblick auf alle 
im ZMR verarbeiteten Gesamtdatensätze eindeutig bestimmen kann. Wird dieses 
bPK zur Identifizierung des Betroffenen angegeben, so muss der Anfragende 
auch seine eigene Stammzahl zwecks Überprüfung der Richtigkeit des bPK zur 
Verfügung stellen. 

§ 16. (1) Die Meldebehörden sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß 
Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 der Verordnung (EU) 2016/679 zum 
Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 
freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-
Grundverordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, in der Fassung der 
Berichtigung ABl. Nr. L 74 vom 04.03.2021 S. 35 (im Folgenden: DSGVO) 
ermächtigt, für die Zwecke der Führung des Zentralen Melderegisters ihre 
Meldedaten – mit Ausnahme der Angaben zum Religionsbekenntnis – samt 
allenfalls bestehende Auskunftssperren sowie zugehörige Abmeldungen 
gemeinsam in der Art zu verarbeiten, dass jeder Verantwortliche auch auf jene 
Daten in der Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den anderen 
Verantwortlichen zur Verfügung gestellt wurden (Zentrales Melderegister). Die 
Meldebehörden haben dem Bundesminister für Inneres ihre Meldedaten im Sinne 
des ersten Satzes zu übermitteln. Der Hauptwohnsitz eines Menschen oder jener 
Wohnsitz, an dem dieser Mensch zuletzt mit Hauptwohnsitz gemeldet war, kann 
abgefragt werden, wenn der Anfragende den Menschen durch Vor- und 
Familiennamen sowie zumindest ein weiteres Merkmal, wie etwa das bPK für die 
Verwendung im privaten Bereich (§ 14 E-GovG), Geburtsdatum, Geburtsort oder 
einen bisherigen Wohnsitz, im Hinblick auf alle im ZMR verarbeiteten 
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Gesamtdatensätze eindeutig bestimmen kann. Wird dieses bPK zur 
Identifizierung des Betroffenen angegeben, so muss der Anfragende auch seine 
eigene Stammzahl zwecks Überprüfung der Richtigkeit des bPK zur Verfügung 
stellen. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 

Änderungsdienst Änderungsdienst 

§ 16c. (1) Soweit Rechtsträger zulässigerweise eine mit bPK ausgestattete, 
personenbezogene Datenverarbeitung führen, kann der Bundesminister für 
Inneres diese nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten auf Verlangen von 
Änderungen der im ZMR gespeicherten Daten derart verständigen, dass das 
verschlüsselte bPK für den jeweiligen Bereich dieses Organs gegen Kostenersatz 
zur Verfügung gestellt wird. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch 
Verordnung insbesondere die nähere organisatorische und technische 
Ausgestaltung, die Höhe des Kostenersatzes sowie den Zeitpunkt, ab dem der 
Änderungsdienst zur Verfügung steht, festzulegen. Im Zuge der Aufnahme des 
Änderungsdienstes kann der Bundesminister für Inneres auf Verlangen zu allen 
Datensätzen des teilnehmenden Registers, für die ein bPK berechnet wurde, die 
aktuellen Namen (Familienname, Vornamen), die akademischen Grade, das 
Geburtsdatum, den Geburtsort, das Geschlecht, die Staatsangehörigkeit und die 
Wohnadresse aus dem ZMR übermitteln. 

§ 16c. (1) Soweit Rechtsträger zulässigerweise eine mit bPK ausgestattete, 
personenbezogene Datenverarbeitung führen, kann der Bundesminister für 
Inneres diese nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten auf Verlangen von 
Änderungen der im ZMR gespeicherten Daten derart verständigen, dass das 
verschlüsselte bPK für den jeweiligen Bereich dieses Organs gegen Kostenersatz 
zur Verfügung gestellt wird. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch 
Verordnung insbesondere die nähere organisatorische und technische 
Ausgestaltung, die Höhe des Kostenersatzes sowie den Zeitpunkt, ab dem der 
Änderungsdienst zur Verfügung steht, festzulegen. Im Zuge der Aufnahme des 
Änderungsdienstes kann der Bundesminister für Inneres auf Verlangen zu allen 
Datensätzen des teilnehmenden Registers, für die ein bPK berechnet wurde, die 
aktuellen Namen, die akademischen Grade, das Geburtsdatum, den Geburtsort, 
das Geschlecht, die Staatsangehörigkeit und die Wohnadresse aus dem ZMR 
übermitteln. 

(2) Für sonstige Rechtsträger, soweit diese zur Vollziehung von Gesetzen 
berufen sind, gilt Abs. 1 nur insoweit, als diese Rechtsträger ausschließlich über 
Änderungen zu Vornamen, Familiennamen, akademische Grade oder 
Hauptwohnsitz verständigt werden. Sofern diese Rechtsträger das bPK für die 
Teilnahme am Änderungsdienst im privaten Bereich (§ 14 E-GovG) verwenden, 
haben diese ihre Stammzahl zur Verfügung zu stellen. 

(2) Für sonstige Rechtsträger, soweit diese zur Vollziehung von Gesetzen 
berufen sind, gilt Abs. 1 nur insoweit, als diese Rechtsträger ausschließlich über 
Änderungen zu Namen, akademische Grade oder Hauptwohnsitz verständigt 
werden. Sofern diese Rechtsträger das bPK für die Teilnahme am 
Änderungsdienst im privaten Bereich (§ 14 E-GovG) verwenden, haben diese 
ihre Stammzahl zur Verfügung zu stellen. 

(3) … (3) … 

Meldeauskunft Meldeauskunft 

§ 18. (1) … § 18. (1) … 

(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Meldeauskunft 
auch im Datenfernverkehr aus dem Zentralen Melderegister unter Verwendung 
der Bürgerkarte (E-GovG, BGBl. I Nr. 10/2004) verlangt und erteilt werden. Die 
Höhe der dafür zu entrichtenden Verwaltungsabgabe ist in der Verordnung gem. 
§ 16a Abs. 8 festzulegen. 

(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Meldeauskunft 
auch im Datenfernverkehr aus dem Zentralen Melderegister unter Verwendung 
der Funktion E-ID verlangt und erteilt werden. Die Höhe der dafür zu 
entrichtenden Verwaltungsabgabe ist in der Verordnung gem. § 16a Abs. 8 
festzulegen. 
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(1b) bis (6) … (1b) bis (6) … 

Sonstige Übermittlungen Sonstige Übermittlungen 

§ 20. (1) bis (6) … § 20. (1) bis (6) … 

(7) Die Bürgermeister sind verpflichtet, den gesetzlich anerkannten 
Religionsgesellschaften auf Verlangen die Meldedaten all jener in der Gemeinde 
angemeldeten Menschen zu übermitteln, die sich zu diesen 
Religionsgesellschaften bekannt haben 

(7) Die Bürgermeister sind verpflichtet, den gesetzlich anerkannten Kirchen 
oder Religionsgesellschaften zur Ermöglichung der Kontaktaufnahme mit ihren 
Mitgliedern, insbesondere zur Geltendmachung der sich aus der Zugehörigkeit 
zur gesetzlich anerkannten Kirche oder Religionsgesellschaft ergebenden 
Verpflichtungen, auf Verlangen folgende Daten von all jenen in der Gemeinde 
angemeldeten Menschen zu übermitteln, die sich zu diesen gesetzlich 
anerkannten Kirchen oder Religionsgesellschaften bekannt haben: 

  1. die Namen, 

  2. die Geburtsdaten, 

  3. die Wohnsitze sowie 

.  4. das Datum der Anmeldungen. 

Eine Verknüpfungsanfrage nach einem bestimmten Religionsbekenntnis darf nur 
auf Grund eines entsprechenden Verlangens verarbeitet werden. 

Eine Verknüpfungsanfrage nach einer bestimmten gesetzlich anerkannten Kirche 
oder Religionsgesellschaft darf nur auf Grund eines entsprechenden Verlangens 
verarbeitet werden. 

(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch § 23 Abs. 4 idF BGBl. I Nr. 28/2001) (Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch § 23 Abs. 4 idF BGBl. I Nr. 28/2001) 

Sprachliche Gleichbehandlung Sprachliche Gleichbehandlung 

§ 21b. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene 
Bezeichnungen nur in der männlichen Form angeführt sind, beziehen sie sich auf 
Frauen und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf 
bestimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu 
verwenden. 

§ 21b. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene 
Bezeichnungen nur in der männlichen Form angeführt sind, beziehen sie sich auf 
alle Geschlechter in gleicher Weise. 

Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

§ 23. (1) bis (23) … § 23. (1) bis (23) … 

 (24) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 4a, die Bezeichnung und 
Überschrift des 1. Abschnitts, § 1 Abs. 5a, § 5 Abs. 1 und 3, § 16 Abs. 1, § 16c 
Abs. 1 und 2, § 20 Abs. 7, § 21b samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis sowie die 
Anlagen A, C und D in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. XX/2022 
treten neun Monate nach der Kundmachung in Kraft. § 3 Abs. 1a und 3, § 4 
Abs. 2a sowie § 18 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
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Nr. XX/2022 treten mit dem vom Bundesminister für Inneres gemäß § 24 Abs. 6 
letzter Satz E-GovG kundzumachenden Zeitpunkt in Kraft. 

 


